
Sélection d'article sur la
politique suisse

Requête 20.04.2024

Thème Sans restriction
Mot-clés Sans restriction
Acteurs Lausanne
Type de
processus Études / Statistiques
Date 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Benteli, Marianne
Hirter, Hans
Müller, Sean
Porcellana, Diane
Schmid, Catalina
Strohmann, Dirk

Citations préféré

Benteli, Marianne; Hirter, Hans; Müller, Sean; Porcellana, Diane; Schmid, Catalina;
Strohmann, Dirk 2024. Sélection d'article sur la politique suisse: Études / Statistiques,
Lausanne, 1992 - 2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut de science politique,
Université de Berne. www.anneepolitique.swiss, téléchargé le 20.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Chronique générale
1Eléments du système politique
1Ordre juridique

1Ordre public

3Criminalité

4Infrastructure et environnement
4Aménagement du territoire et logement

4Construction de logements et propriété

5Politique sociale
5Population et travail

5Evolution de la population

5Santé, assistance sociale, sport

5Assistance sociale

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Abréviations

WTO Welthandelsorganisation
BFS Bundesamt für Statistik
LSVA Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe
SBB Schweizerische Bundesbahnen
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
BV Bundesverfassung
GAV Gesamtarbeitsvertrag
AuG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
BetmG Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

(Betäubungsmittelgesetz)
PKS Polizeiliche Kriminalstatistik

OMC Organisation mondiale du commerce
OFS Office fédéral de la statistique
RPLP Redevance sur le trafic des poids lourds liée aux prestations
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
CP Code pénal suisse
Cst Constitution fédérale
CCT Convention collective de travail
LEtr Loi fédérale sur les étrangers
LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur

les stupéfiants)
SPC Statistique policière de la criminalité
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Ordre public

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden für einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zürich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhältnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausländer (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Türkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhältnisse in
ihren Heimatländern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die französischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Wünschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grössten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der französischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Genf: 2'000/Kurden, 4'000/Tamilen, 4'000/gegen franz. Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'500/im Vorfeld eines Militär-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlässlich Militär-Defilee;
Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;
Zürich: 2'000/Alewiten aus der Türkei, 1'500/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. für eine
offene Schweiz);
Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;
Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;
Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;
Basel: 1'000/Alewiten aus der Türkei;
Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. 1

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1995
HANS HIRTER

Insgesamt kam es im Berichtsjahr zu 24 Grosskundgebungen mit 1'000 und mehr
Beteiligten (1995: 25). Davon fanden je fünf in Bern resp. Zürich statt, vier in Genf und
drei in Lausanne. Deutlich abgenommen haben die von Ausländern durchgeführten
grossen Manifestationen gegen die Zustände in ihren Heimatländern (vier), welche im
Vorjahr noch mehr als die Hälfte aller Grosskundgebungen ausgemacht hatten. Am
aktivsten waren 1996 die Angestellten des Bundes und der Kantone, welche zwölfmal an
grossen Protestveranstaltungen ihre Unzufriedenheit zeigten. Der Höhepunkt dieser
Mobilisierungswelle fand am 26. Oktober in Bern statt, wo rund 35'000 Angestellte des
öffentlichen Dienstes aus der ganzen Schweiz gegen Spar- und Abbaumassnahmen
demonstrierten. Es handelte sich dabei um die grösste Kundgebung seit 1982
(Friedensdemonstration in Bern mit rund 50'000 Beteiligten). Auch bei den beiden
nächstgrössten Manifestationen des Berichtsjahres standen Sparmassnahmen und
Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund: an einer Bauerndemonstration in Bern
nahmen 15'000 Personen teil, und an einem Protestmarsch gegen die Schliessung der
Brauerei Cardinal in Freiburg zählte man 10'000 Unzufriedene.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: 8'000/Kosovo-Albaner, 8'000/Tamilen gegen Ausschaffung, 7'000/SBB-
Angestellte gegen Lohnabbau, 15'000/Bauern, 35'000/Angestellte des öffentlichen
Dienstes;
Zürich: 1'000/Tamilen, 2'000/gegen Polizeieinsatz bei 1. Mai-Demo,

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1996
HANS HIRTER
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2'000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen, 7'000/Studierende und Mittelschüler
gegen Sparmassnahmen, 1'500/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen;
Genf: 8'000/Tamilen, 7'000 und 5'000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen,
1'500/Rentner gegen Rentenkürzung;
Lausanne: 2'000, 2'000 und 3'000/Angestellte des öffentlichen Dienstes gegen
Sparmassnahmen;
Freiburg: 10'000/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;
Basel: 3'000/Gewerkschafter Chemie;
Matran (FR): 2'500/Landwirte;
Schaffhausen: 1'500/gegen Gewalt an Kindern;
Lugano: 1'500/für autonomes Jugendzentrum;
Rheinfelden (AG): 1'500/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal in Freiburg;
Solothurn: 1'500/Lehrer gegen Sparmassnahmen. 2

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten nahm 1997 auf 21
ab (1996: 24). Nicht nur in bezug auf die Anzahl, sondern auch hinsichtlich der
Beteiligtenzahl blieben die Kundgebungen im Berichtsjahr eher bescheiden. Die grösste
mobilisierte rund 12'000 Personen (Kosovo-Albaner in Bern). Am meisten
Grossdemonstrationen fanden in Genf (sieben) und in Bern (fünf) statt. In Zürich waren
wie üblich viele kleine Manifestationen mit zum Teil heftigen Ausschreitungen zwischen
Demonstranten und Gegenmanifestanten aus der rechts- bzw. linksradikalen Szene zu
verzeichnen. Grosskundgebungen, die zudem relativ schwach besucht waren, wurden
hingegen in Zürich nur zweimal durchgeführt. Eher aussergewöhnlich waren zwei,
gemessen an der Bevölkerungszahl sehr gut besuchte Protestveranstaltungen in
Kleinstädten des Kantons St. Gallen (Rorschach und Wil). Sie richteten sich gegen die
Absicht der Kantonsregierung, die lokalen Spitäler zu schliessen. Wie im Vorjahr kam es
auch 1997 lediglich zu vier grossen Kundgebungen von Ausländerorganisationen, welche
auf die Unterdrückung in ihren Heimatländern aufmerksam machten (zweimal Tamilen,
je einmal Kosovo-Albaner und Tibeter). Am aktivsten waren wie bereits 1996 die
Angestellten des öffentlichen Sektors. Dabei konzentrierte sich ihr Protest gegen
staatliche Sparmassnahmen auf die Kantone Genf und Waadt, wo fünf von insgesamt
sechs dieser Manifestationen stattfanden. Mit vier weiteren, von anderen
Personenkreisen getragenen Kundgebungen, richteten sich damit fast die Hälfte aller
Grossdemonstrationen des Jahres 1997 gegen staatliche Sparmassnahmen.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Genf: 2'000/Tibeter, 5'500/Tamilen, 3'000/Tamilen, 1'000/Lesben und Homosexuelle
für expliziten Diskriminierungsschutz in der BV), 1'000/Staatsangestellte gegen
Sparmassnahmen, 1'000/Studierende gegen Sparmassnahmen, 1'800/Rentner gegen
städtische Sparmassnahmen;
Bern: 10'000/Bauarbeiter für Arbeitsplätze, 2'500/gegen Antisemitismus,
6'000/Lesben und Homosexuelle für expliziten Diskriminierungsschutz in der BV,
12'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Staatsangestellte gegen kantonale Sparmassnahmen;
Lausanne: 2'000/Staatsangestellte gegen kantonale Sparmassnahmen,
10'000/Staatsangestellte und Studierende gegen kantonale Sparmassnahmen,
4'000/Staatsangestellte gegen kantonale Sparmassnahmen;
Zürich: 1'500/Bauarbeiter für neuen GAV, 2'000/Studierende gegen neues Unigesetz;
Rorschach (SG): 4'000/gegen Spitalschliessung;
Wil (SG): 2'000/gegen Spitalschliessung;
Freiburg: 1'500/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;
Aarau: 1'200/Mittelschüler gegen kantonale Sparmassnahmen. 3

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1997
HANS HIRTER

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten nahm gegenüber
dem Vorjahr von 21 auf 32 zu. Verantwortlich dafür war die grössere Zahl von
Kundgebungen, bei denen in der Schweiz lebende Ausländer gegen die Unterdrückung
in ihren Herkunftsstaaten protestierten. Insgesamt wurden davon zwölf (1997: vier)
durchgeführt: neun von Kosovo-Albanern, zwei von Kurden aus der Türkei und eine von
Tamilen. Zweithäufigstes Demonstrationsthema waren die Proteste von kantonalen
Angestellten gegen eine Verschlechterung ihrer Anstellungsbedingungen im
Zusammenhang mit Sparmassnahmen. Von den insgesamt sieben derartigen
Kundgebungen, welche zum Teil auch von Streiks begleitet waren, fanden fünf in der
französischsprachigen Schweiz statt. Dreimal gingen Schüler und Studierende in grosser

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1998
HANS HIRTER
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Zahl auf die Strasse, um gegen Sparmassnahmen im Bildungsbereich zu manifestieren.
Eher ungewöhnlich waren die beiden Grosskundgebungen von Personen aus der
Wissenschaft, welche für eine Ablehnung der Genschutzinitiative warben. Die grösste
Anzahl von Demonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten wurden in Bern und Genf
durchgeführt (je acht); in Lausanne waren es vier und in Zürich drei. Die Albaner aus
dem Kosovo waren verantwortlich für die beiden grössten Demonstrationen mit 20'000
resp. 15'000 Teilnehmenden; beide fanden in Bern statt. Die beiden nächstgrössten (je
12'000) wurden vom Staatspersonal des Kantons Waadt in Lausanne organisiert.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: Strassentransportgewerbe gegen LSVA (7'000), Kosovo-Albaner (20'000),
Behinderte für Verfassungsartikel (8'000), Kosovo-Albaner (15'000), Kosovo-Albaner
(3'000), Kosovo-Albaner (2'000), Kurden (1'500), Kosovo-Albaner (2'000);
Genf: Kosovo-Albaner (3'000), Kosovo-Albaner (5'500), Wissenschafter gegen Gen-
Initiative (1'500), gegen WTO (4'000), gegen WTO (1'000), Tamilen (4'000),
Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (2'500), Staatsangestellte gegen
Sparmassnahmen (1'500);
Lausanne: Kurden (3'000), Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (12'000),
Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (12'000), Staatsangestellte gegen
Sparmassnahmen (1'200);
Zürich: Kosovo-Albaner (8'000), Gewerkschafter SMUV für Arbeitszeitverkürzung
(2'000), Wissenschafter gegen Gen-Initiative (2'500);
Basel: Angestellte aus Mannheim/DE gegen Stellenabbau bei Roche (1'000), Kosovo-
Albaner (3'000);
Sion: Schüler gegen neues Schulgesetz (3'000), Bauern gegen WTO (2'500);
Aarau: Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (5'000);
Bellinzona: Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (1'000);
Biel: Gewerkschafter SMUV für GAV (3'500);
Neuenburg: Studierende (2'500);
Solothurn: Mittelschüler gegen Einführung von Schulgeldern (1'400). 4

Criminalité

Die polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), welche seit 2009 in revidierter Form jährlich
erscheint, stellte im Jahr 2015 nach einem erneuten Rückgang um 7.3 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr den tiefsten Stand der Widerhandlungen gegen das StGB seit der
Revision der Statistik fest. Mit einem Anteil von knapp 69 Prozent machten auch 2015
die Vermögensstraftaten den Grossteil aller Straftaten gegen das StGB aus. Dass das
unter den Überbegriff Vermögensstraftaten fallende Delikt des Diebstahls mit all seinen
Unterkategorien wie Einbruch-, Taschen- oder Fahrzeugdiebstahl 2015 rückläufig war (-
11.9%), spiegle sich folglich in den Gesamtzahlen wieder, so das BFS. Insbesondere bei
den Einbruchdiebstählen war im Vorjahresvergleich mit 19 Prozent ein Rekordminus zu
beobachten. Auch die Zahl der Einschleichdiebstähle war 2015 um 11 Prozent
zurückgegangen. Diese Entwicklungen seien auf die bessere Sensibilisierung der
Bevölkerung, die verstärkte Polizeipräsenz sowie den weiterhin sinkenden Goldpreis
zurückzuführen, so die Einschätzung des emeritierten Strafrechtsprofessors Martin
Killias in einem Interview mit dem St. Galler Tagblatt. Es gab 2015 allerdings auch
Tatbestände, bei welchen eine Zunahme der Widerhandlungen gegen das StGB zu
beobachten war; namentlich Betrugsfälle und Fälle von Veruntreuung nahmen im
Vergleich zu 2014 um rund 24 Prozent zu. 
Nachdem die Zahl der vollendeten Tötungsdelikte ein Jahr zuvor ein Rekordtief erreicht
hatte, stieg diese 2015 erneut an (2014: 41; 2015: 57), dies insbesondere im häuslichen
Bereich (+57%). Auch Gewalt und Drohung gegen Beamte war von 2567 auf 2808 Fälle
(+9.4%) angestiegen. Wie der Sonntags-Blick schrieb, sei insbesondere eine Zunahme
von Beschimpfungen und damit eine Abnahme des Respekts gegen Amtspersonen zu
beobachten.
Eine Neuerung in der Kriminalstatistik 2015 war die Berechnung von Häufigkeitszahlen
für eine Auswahl von Gewalt- und Vermögensstraftaten in Kantonen und Städten mit
mehr als 30'000 Einwohnerinnen und Einwohnern. So waren im Jahr 2015, was
Gewaltstraftaten anbelangt, Freiburg, Basel und Biel die «gefährlichsten Städte», wie
der «Blick» folgerte. Die «sichersten Städte» waren hingegen Köniz, Thun und Chur. Die
Gefahr von Einbruch- und Einschleichdiebstählen war in Neuenburg, Genf und
Lausanne am grössten. Während in Neuenburg die Zahl gegenüber 2014 zugenommen
hatte, waren die Zahlen der beiden letzten Städte rückläufig. Am wenigsten Einbruch-

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 21.03.2016
CATALINA SCHMID
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und Einschleichdiebstähle wiesen 2015 Uster, Lugano und Schaffhausen auf.  
Straftaten im Zusammenhang mit dem BetmG (+6.3%) verbuchten 2015 einen Anstieg
gegenüber dem Vorjahr. Die Tatbestände der Sicherstellung (+7.5%), des Schmuggels
(+122.4%) sowie des Anbaus und der Herstellung von Betäubungsmitteln (+45.0%),
hatten 2015 im Vergleich zum Vorjahr allesamt zugenommen. Während der Konsum
stabil geblieben war, war eine leichte Abnahme des Handels mit Betäubungsmitteln
festzustellen (-4.6%). 
Nachdem die Zahl der Widerhandlungen gegen das AuG 2014 rückläufig gewesen war,
nahm sie 2015 wieder zu (+6.7%). Diese Entwicklung sei auf die Zunahme der
rechtswidrigen Ein- und Ausreise sowie des rechtswidrigen Aufenthalts (+10.7%)
zurückzuführen, schloss das BFS in seinem Bericht.
Auch 2015 war die Zahl der Beschuldigten im Zusammenhang mit dem StGB gesunken.
In Bezug auf die Altersgruppen  zeigte sich dies vorwiegend in einem erneuten
Rückgang der Zahl von minderjährigen Beschuldigten (-10.5%). Dies sei auf veränderte
Lebensgewohnheiten zurückzuführen; Jugendliche sässen heutzutage viel häufiger vor
dem Computer, so Killias im St.Galler Tagblatt. Auch bei den jungen Erwachsenen (18-
bis 24-Jährige; -3.8%) sowie bei den übrigen Altersgruppen waren die Werte rückläufig;
bei Ersterer handelte es sich sogar um den tiefsten Wert seit der Statistikrevision 2009.
Dieselbe Aussage traf das BFS zudem auch für die Zahl von Beschuldigten aus dem
Asylbereich (-18.7%). 5

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Construction de logements et propriété

Mit dem 1. Juni 1992 als Stichtag ermittelte das BfS einen Leerwohnungsbestand von
22'230 Wohnungen und Einfamilienhäusern, oder 0.7 Prozent aller erfassten
Wohneinheiten. Die Quote stieg damit gegenüber dem Vorjahr um 0.15% oder 4'980
Einheiten. Regional betrachtet nahm der Leerwohnungsbestand in allen Kantonen
ausser in Appenzell Innerrhoden, Obwalden, Uri und Zug zu. Von den Agglomerationen
der fünf grössten Schweizer Städte meldete Bern mit 0.22% (1991: 0.16%) den tiefsten
Wert, vor Basel mit 0.23% (0.18%) und Zürich mit 0.27% (0.20%). Die beiden
Westschweizer Grossstädte Lausanne und Genf folgten mit Leerwohnungsbeständen
von 0.76% (0.58%) bzw. 0.93% (0.87%). Gut 40% (gegenüber 45% im letzten Jahr) der
leerstehenden Wohnungen wurden in nicht mehr als zwei Jahre alten Neubauten
ermittelt. Das Bundesamt vermutet, dass es sich dabei grossenteils um zu teure, nicht
mehr absetzbare Wohnobjekte handelt. 6

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.06.1992
DIRK STROHMANN

Die ausserparlamentarische, sprich gesellschaftliche Debatte im Sektor Wohnwesen
des Jahres 2019 drehte sich in den Printmedien vor allem um den immer schwerer zu
verwirklichenden Traum vom Eigenheim. Den Anfang machte im Januar der Blick mit
einer vierteiligen Serie zum «Traum vom Eigenheim». Im März folgten Berichte über zu
hohe Mieten bzw. den Umstand, dass zwei Drittel aller Mieterinnen und Mieter trotz
tiefem Referenzzinssatz keine Mietzinsreduktion forderten, obwohl sie dazu eigentlich
berechtigt wären. Eine im März publizierte Studie des Immobiliendienstleisters IAZI
bezifferte den so entstandenen «Verlust» auf rund CHF 800 Mio. Gleichzeitig wurde im
September bekannt, dass seit 20 Jahren nicht mehr so viele Wohnungen leer standen,
nämlich schweizweit mehr als 75'000. Obwohl dadurch die Mieten grundsätzlich sinken
würden, sei die Verteilung sehr ungleich über das Schweizer Territorium verteilt,
berichtete die Presse. Gemäss einer anderen Studie von IAZI betrugen die
durchschnittlichen Mietausgaben in 28 von 159 untersuchten Gemeinden mit mehr als
10’000 Einwohnerinnen und Einwohnern mehr als einen Drittel des Einkommens. Dies
vor allem in den Städten Zürich, Genf, Lausanne und Winterthur. Umso schwerer wiege
deshalb die Tatsache, dass sich immer weniger Menschen den Kauf eines Eigenheims
leisten könnten. Zwar befanden sich im Jahr 2019 die Zinsen auf einem historischen
Tiefststand, was Hypotheken besonders erschwinglich machte. Allerdings sei der
Häusermarkt wegen der tiefen Zinsen als Anlageobjekt besonders beliebt – unter
anderem bei Pensionskassen, die ihre Gelder anlegen wollten und auch müssten, um
der zukünftigen Generation ihre Rente zu garantieren –, was die Preise in die Höhe
treibe. Dazu kämen spezifische Vorgaben zur langfristigen Tragbarkeit einer Hypothek
(wozu Banken einen Referenzpreis von 4–5 Prozent verwendeten) und den
aufzuwendenden Eigenmitteln (20 Prozent des Kaufpreises). Gemäss Studie der Zürcher

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2019
SEAN MÜLLER
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Kantonalbank vom November erfülle nur gerade jeder zehnte Mietshaushalt diese
beiden Bedingungen, die auf das Einkommen bzw. das Vermögen abstützen, und könne
den Traum vom Eigenheim zumindest weiterträumen. 7

Politique sociale

Population et travail

Evolution de la population

Par rapport à 2017, la population de la Suisse a crû de 0.7 point de pourcentage en
2018, soit de 60'400 personnes. La Suisse a enregistré son plus faible accroissement
démographique depuis les dix dernières années. Elle compte actuellement 8'544'000
individus. Les effectifs ont augmenté partout, sauf dans les cantons de Neuchâtel (-0.1
point de pourcentage) et du Tessin (-0.6 point de pourcentage). Schwyz et Fribourg ont
obtenu la plus forte hausse d'habitants grâce aux migrations internes (+1.2 point de
pourcentage). Le Valais a également pu bénéficier de l'exode de la population d'autres
cantons, alors que Genève, Neuchâtel et Bâle-Ville en ont souffert. En 2018, environ
12% de la population résidait dans les villes de Zürich (415'400 habitants), de Genève
(201'800), de Bâle (172'300), de Lausanne (139'100) et de Berne (133'900). La plus petite
commune de Suisse, Corippo (TI), était composée de 11 habitants. 
Au cours de l'année sous revue, la part des jeunes âgés entre 0 et 19 n'a plus dépassé
celle des personnes âgées (65 ans ou plus) dans le canton d'Uri. Cette inversion s'est
déjà produite dans les cantons de Bâle-Ville (avant 1981), du Tessin (2006), de
Schaffhouse (2009), Bâle-Campagne (2011), Berne (2012), des Grisons (2013), de Nidwald
(2015) de Glaris (2016) et de Soleure (2017). 
Alors que l'accroissement naturel a progressé de 1.7 point de pourcentage (87'851
naissances; 67'088 décès), le solde migratoire a, lui, reculé de 13.2 points de
pourcentage par rapport à l'année précédente. Il y a eu davantage d'émigrations (+4.2
points de pourcentage; 130'225 cas) et une réduction du nombre d'immigrations (-0.5
point de pourcentage; 170'085). La part des ressortissants étrangers dans l'ensemble de
la population a avoisiné, cette année encore, les 25%. L'Italie (319'3000 individus;
14.9%), l'Allemagne (306'200; 14.3%), le Portugal (263'300; 12.3%) et la France (134'800;
6.3%) étaient encore les nationalités les plus représentées en Suisse. La population
portugaise a légèrement diminuée par rapport à l'année dernière (2017:266'557; 2018:
263'300). 8
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Santé, assistance sociale, sport

Assistance sociale

Im Berichtsjahr legte der Kanton Graubünden eine Armutsstudie vor. Der Bericht kam
zum Schluss, dass rund 16'000 Bündner (ca. 10% der Bevölkerung) als "relativ arm"
bezeichnet werden müssen. Ihnen stehen pro Monat weniger als 2000 Fr. zum Leben
zur Verfügung. Auch die Exekutive der Stadt Lausanne liess in zwei Studien die
finanzielle Situation der in wirtschaftlich prekären Verhältnissen lebenden Menschen
sowie die konkreten Auswirkungen der Armut untersuchen. In 5000 Haushaltungen (9%
der Gesamtheit) wurden in wenigstens zwei Kernbereichen (Einkommen, Ausbildung,
Einbettung in die Gesellschaft) Defizite festgestellt, womit diese Haushaltungen auch in
Bezug auf die Zukunftsaussichten auf sehr schwachen Beinen stehen. Weitere 4500
Haushaltungen (8%), insbesondere Familien, befanden sich in einer prekären Lage, weil
sie ihren finanziellen Verpflichtungen nur zeitweise nachkommen können und rund ein
Drittel von ihnen verschuldet ist. 9
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MARIANNE BENTELI

Acht Städte – Basel, Bern, Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, Winterthur und Zürich –
liessen von einer Beratungsfirma einen Vergleich ihrer Sozialhilfe anstellen. Die
Untersuchung kam zum Schluss, dass sich die Probleme in allen diesen Städten ähnlich
stellen: Die Kosten sind im letzten Jahrzehnt erheblich gestiegen, scheinen sich nun
aber zu stabilisieren. Es zeigte sich aber auch, dass ein Vergleich schwierig ist, da die
Systeme von Kanton zu Kanton, oft sogar noch von Ort zu Ort verschieden sind. Die
sogenannte Sozialhilfedichte (Anteil der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger an
der Gesamtbevölkerung) liegt im Mittel der acht Städte bei 5,4%. Biel als Stadt mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit wies mit 7,5% den höchsten, Winterthur mit 3,6% den
tiefsten Wert aus. Kinder und Jugendliche waren überall etwa doppelt so häufig von der

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI
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Sozialhilfe abhängig wie Erwachsene. Eine wichtige Kennzahl im Vergleich der
Fürsorgeämter ist die Dauer der Sozialhilfeabhängigkeit, da sie Auskunft über die
Effizienz der getroffenen Integrationsmassnahmen gibt. In Basel wurde mit 39,4% der
höchste Anteil von Sozialhilfeempfängern mit einer Bezugsdauer von mehr als drei
Jahren festgestellt; am günstigsten schnitt Biel mit 20,8% Prozent ab. 10
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